
Die Gesetzlichkeit des Zivilurteils

Im Programm der KPdSU wird darauf hingewiesen, 
daß die Rechtsprechung in der UdSSR unter genauester 
Beachtung der Gesetzlichkeit und aller Prozeßbestim­
mungen zu erfolgen hat. Ein Zivilurteil darf nicht unter 
Umgehung des Gesetzes mit dem Hinweis auf Zweck­
mäßigkeit erlassen werden. Eine auf dem Gesetz beru­
hende gerichtliche Entscheidung schließt die Zweck­
mäßigkeit vollkommen in sich ein, und umgekehrt ist 
eine gerichtliche Entscheidung, die dem Gesetz wider­
spricht, nicht zweckmäßig. Irgendwelche Abweichungen 
von den Normen des materiellen und des Prozeßrechts 
sowie eine unstatthafte Vereinfachung bei der Durch­
führung der Verfahren sind unzulässig und können 
auch nicht durch sog. Zweckmäßigkeitserwägungen ge­
rechtfertigt werden./2/
Es wäre unrichtig, die Gesetzlichkeit des Zivilurteils 
losgelöst von einer anderen überaus wichtigen Forde­
rung zu betrachten, der es zu entsprechen hat: seiner 
Begründetheit. Im weiteren Sinne ist jede ungesetzliche 
Entscheidung unbegründet, weil das Gesetz (Art. 16 
der Grundlagen) vom Gericht verlangt, bei der Durch­
führung von Zivilverfahren die tatsächlichen Rechte 
und Pflichten der Parteien allseitig und vollständig zu 
klären. Eine' unrichtige Gesetzesanwendung kann 
gleichzeitig dazu führen, daß tatsächliche Umstände, 
die für die Sache bedeutsam sind, nicht untersucht 
werden. Jedoch sind Gesetzlichkeit und Begründetheit 
des Zivilurteils keine identischen Begriffe. Gesetzlich­
keit des Urteils bedeutet seine Richtigkeit in juristi­
scher Hinsicht, Begründetheit hingegen die vollständige 
Feststellung der tatsächlichen Umstände.
Ein Zivilurteil kann nicht als gesetzlich angesehen 
werden, wenn das Gericht das für den Fall zutreffende 
Gesetz nicht anwendete, ein nicht anzuwendendes Ge­
setz anwendete oder ein Gesetz unrichtig auslegte 
(Art. 307 ZPO der RSFSR und die analogen Artikel der 
Zivilprozeßordnungen der anderen Unionsrepubliken). 
Die Nichtanwendung des entsprechenden Gesetzes liegt 
vor, wenn das Gericht im Urteil nicht auf die entspre­
chende Norm des materiellen Rechts Bezug nimmt und 
die Entscheidung nicht mit dem Gesetz in Einklang 
steht oder wenn das Urteil mit Rechtsakten begründet 
worden ist, die dem Gesetz untergeordnet sind, die von 
unzuständigen Organen bzw. nicht im ordnungsge­
mäßen Verfahren erlassen wurden oder die den Nor­
mativakten der übergeordneten Organe widersprechen. 
Hier sind auch die Fälle zu beachten, in denen durch 
das Urteil einer Partei eine Verpflichtung auferlegt 
wird, die das Gesetz nicht vorsieht, sowie die Fälle, in 
denen die zwischen den Parteien bestehenden Rechts­
beziehungen durch mehrere Rechtsnormen geregelt 
werden, das Gericht aber nur eine von ihnen an­
wandte.
Die unrichtige Auslegung des Gesetzes ist eine fehler­
hafte inhaltliche Erklärung der sich auf das vorliegende 
Rechtsverhältnis beziehenden Rechtsnorm, die zu einer 
unrichtigen juristischen Qualifizierung der Rechte und 
Pflichten der Parteien führt.
Im Unterschied zu den Grundlagen des Strafverfahrens 
der UdSSR und den Strafprozeßordnungen der einzel­
nen Unionsrepubliken lassen die Grundlagen des Zivil­
verfahrens der UdSSR und die Zivilprozeßordnungen 
der einzelnen Unionsrepubliken beim Fehlen eines Ge­
setzes, das das strittige Rechtsverhältnis regelt, die 
Möglichkeit zu, daß das Gericht ein Gesetz anwendet, 
das ähnliche Verhältnisse regelt. Fehlt auch ein solches 
Gesetz, kann die Sache nach den allgemeinen Prinzi­
pien und dem Sinn der sowjetischen Gesetzgebung 
entschieden werden. Bei der Anwendung dieses Grund-
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satzes muß beachtet werden, daß das Gericht kein Ur­
teil auf Grund einer Analogie erlassen darf, wenn 
Rechtsnormen vorliegen, die das-betreffende Rechts­
verhältnis regeln.
Die Gesetzlichkeit des Zivilurteils wird dadurch ge­
währleistet, daß das Gericht bei der Verhandlung und 
Entscheidung einer konkreten Sache nicht nur die Nor­
men des materiellen Rechts, sondern auch die Normen 
des Prozeßrechts ordnungsgemäß anwendet. Falls die 
Nichteinhaltung oder unrichtige Anwendung der Nor­
men des Prozeßrechts zu einer fehlerhaften Entschei­
dung führte, ist das Zivilurteil aufzuheben. Eine we­
sentliche Verletzung dieser Normen führt nicht selten 
dazu, daß die am Verfahren Beteiligten nicht in die 
Lage versetzt werden, ihre Interessen während des 
Prozesses ordnungsgemäß wahrzunehmen, und daß 
dem Gericht die Möglichkeit entzogen wird, die Sach­
umstände exakt zu klären. Die Gesetzgebung über 
das Zivilverfahren, so wird im Beschluß des Plenums 
des Obersten Gerichts der UdSSR „Zur Anwendungs­
praxis der Prozeßgesetzgebung bei der Verhandlung 
von Zivilsachen durch die Gerichte“ vom 11. Oktober 
1965 betont, hat die Aufgabe, die ordnungsgemäße und 
zügige Verhandlung der Zivilsachen zu gewährleisten, 
zur Vorbeugung von Rechtsverletzungen und zur Er­
ziehung der Bürger im Geiste der strikten Ausführung 
der sowjetischen Gesetze und der Achtung gegenüber 
den Regeln des sozialistischen Gemeinschaftslebens bei- 
zutragen./3/ Das Oberste Gericht der UdSSR weist die 
Gerichte auch in seinen Beschlüssen und sonstigen Ent­
scheidungen zu konkreten Zivilsachen ständig auf die 
Notwendigkeit hin, die Zivilprozeßnormen strikt 
durchzusetzeh. Unter Beachtung dessen, daß durch ein 
Zivilurteil ’nicht nur die Interessen der Parteien, son­
dern auch anderer Personen berührt werden können, 
mißt das Oberste Gericht der UdSSR der Notwendig­
keit große Bedeutung bei, Etile an der Entscheidung des 
Rechtsstreits interessierten Bürger und Organisationen 
zur Teilnahme am Verfahren heranzuziehen./4/ Gleich­
zeitig erachtet es das Oberste Gericht der UdSSR für 
unzulässig, Personen in das Verfahren einzubeziehen, 
deren Rechte und Interessen durch das Zivilurteil nicht 
berührt werden können.

Die Begründetheit des Zivilurteils

Gemäß Art. 16 der Grundlagen und Art. 14 ZPO der 
RSFSR ist das Gericht verpflichtet, alle vom Gesetz 
vorgesehenen Maßnahmen zur allseitigen, vollständi­
gen und objektiven Klärung des Sachverhalts sowie der 
Rechte und Pflichten der Parteien zu ergreifen. Das 
bedeutet, daß das Gericht kein Urteil erlassen- darf, 
bevor nicht alle für die Sache wesentlichen Umstände 
vollständig festgestellt worden sind, d. h. die Fakten, 
von deren Untersuchung die Entscheidung der Sache 
abhängt. Gemäß Art. 46 Ziff. 4 und Art. 50 Ziff. 5 der 
Grundlagen führt eine Verletzung der Normen des ma­
teriellen Rechts nicht zwingend, zur Aufhebung des 
Zivilurteils. Wenn das erstinstanzliche Gericht den 
Sachverhalt richtig und vollständig aufklärte, ihm je­
doch bei der Anwendung des materiellen Rechts ein 
Fehler unterlief, ist das Zivilurteil nicht aufzuheben, 
sondern abzuändem. Lücken in der Aufklärung des 
Sachverhalts, die für den Fall von wesentlicher Bedeu­
tung sind, sind jedoch ein zwingender Anlaß für die 
Aufhebung der Entscheidung.
Die Wahrheit kann in jeder Sache erkannt werden, und 
irgendwelche gnoseologischen Hindernisse dafür gibt es 
nicht. Lediglich bei ihrer Feststellung können größere
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